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Gesellschaftskrise in den USA

D ie V ereinig ten  S taaten  haben  ganz gewiß kein  M onopol auf innere Spannun­
gen; m it der ganzen westlichen W elt teilen  sie die Revolte junger Intellektuel­

ler gegen die Saturiertheit der bürokratisierten  W ohlstandsgesellschaft, m it allen 
Problem en dieser ziellosen und deshalb im w esen tlid ien  unfruditbaren  Revolte. 
A ber in den USA tre ten  zwei Um stände hinzu, die andersw o fehlen: die Rassen­
frage und der Vietnam -Krieg.

W arum  ist die Rassenfrage in den V ereinigten S taaten  so brennend geworden? 
Gewiß hat dabei das gesteigerte, w enn auch noch sehr unsichere Selbstgefühl 
der farbigen B evölkerung m itgespielt, zu dem die w adisende zeitlid ie Entfernung 
von der Sklaverei, die Zersetzung des südlichen K astenw esens durch die Indu­
strialisierung, der M ilitärdienst m it überdurchschnittlicher Beteiligung und zum 
Teil hervorragenden  Leistungen der N eger beitrugen. A ber w ahrsd iein lid i w id i­
tiger als alles andere ist die V erlagerung des Schwerpunkts d ieser Frage vom 
Süden in den Norden.

Ursächlich dafür ist die W anderung von N egerm assen aus dem  landw irtschaft­
lichen Süden in die G roßstädte des Nordens, anfangs vor allem m otiviert durch den 
W unsch, der R echtsungleidiheit im Süden zu entgehen, später v erstärk t durcii 
den w achsenden M angel an  A rbeitsplätzen in der südlichen Landwirtschaft. M it 
dem Einström en von N egern in den N orden ha t sich der C harak ter der Pro­
blem e geändert: „Im Süden“, schreibt der Soziologe N athan  G laser in  der Zeit­
schrift „Com m entary", „ging es um bürgerliche Gleichberechtigung und um das 
Stimmrecht; im Norden, w o diese Ziele längst erreicht w aren, ging es um Be­
schäftigung, bessere Einstufung der N egerarbeit, Einkommensfragen, Schulwesen 
und W ohnungsw esen. Dies sind überaus kom plizierte A ngelegenheiten, die 
sich nicht allein durch G esetze regeln  lassen. M an kann  nicht dekretieren , daß 
N eger und W eiße — ohne Rücksicht auf ihre Leistungen oder ihre A usbildung — 
das gleiche Einkommen haben sollen oder daß sie die gleiche A usbildung 
haben sollen ohne Rücksicht auf ih re Erziehung in der Fam ilie oder daß sie 
die gleiche Erziehung in  der Familie haben sollen ohne Rücksicht auf Ge­
schichte, K ultur und Erfahrung." Trotz aller Kom plikationen sind in den letzten 
Jah ren  große Fortschritte auf diesen G ebieten erzielt worden. In  G esdiäften, 
Büros, an  Postschaltern, bei der Polizei, in der K rankenpflege sieht m an heute 
v iel m ehr schwarze Gesichter. Und viele U nternehm ungen sind auf der Suche 
nach „acceptable negroes", N egern  m it der en tspredienden H altung und V or­
bildung für leitende Posten.

A ber die Ersdiließung neuer A ufstiegsm öglidikeiten hä lt nicht Schritt m it der 
Ungeduld. Durch die Reformen ist, so wichtig sie sind, gew isserm aßen nur der 
Rahm abgeschöpft w orden: Die begabten N eger, die aus geordneten Fam ilien­
verhältn issen  kam en und einigerm aßen gute Schulen besucht haben, sind auf 
der sozialen Stufenleiter eine Reihe von Sprossen höher gerückt. Den Arm en 
ist dam it w enig geholfen. Ihre Lage hat sich durch die Reformen zum Teil sogar 
verschlechtert: Der schwarze Arzt, der früher gezw ungenerm aßen im schwarzen 
Ghetto tä tig  w ar, wo er dringend gebraucht wurde, ha t heu te  Aussicht oder 
m indestens Hoffnung auf eine gemischte Praxis und w ird  sich deshalb oft n id it 
im Ghetto niederlassen. Der schwarze Professor, der früher trotz gu ter w issen­
schaftlicher Leistungen m eist nur an  Neger-Colleges lehren konnte, kann  heute 
oft einen Platz an  den großen U niversitäten  des N ordens finden, an  denen die 
unzureichend gebildeten N eger-Studenten — und das ist die M ehrzahl — nicht 
studieren  können.
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Der schwarze M ittelstand, der aus Ärzten, Lehrern, A nw älten, Geschäftsleuten, 
höheren A ngestellten, m ittleren  Beamten und gelernten  A rbeitern  besteht, ist 
keinesw egs eine kleine Schicht. Im Jah r 1966 hatten  28 ®/o aller schwarzen Fam ilien 
ein Jahreseinkom m en von über 7000 Dollar (freilich gegenüber 55 ®/o aller w eißen 
Familien). A ber für den Zeitraum  seit 1960, in dem  das am erikanische V olksein­
kom m en pro Kopf stark  gewachsen ist und in dem die reiche Oberschicht der 
N eger zahlenm äßig zunahm  und die schwarze Unterschicht sich zahlenm äßig v e r­
ringerte, läßt sich nach den Feststellungen der „Kerner-Kommission zur U nter­
suchung bürgerlicher U nruhen" für 20 ®/o der N egerfam ilien überhaupt kein  w irt­
schaftlicher Fortschritt erkennen. In diesem  Pänom en des Bodensatzes liegt das 
s o z i a l e  Kernproblem.

Das p o l i t i s c h e  Kernproblem  ist der N eger-Separatism us. A us der V erzw eif­
lung der schwarzen Slum bew ohner heraus sind nicht nur v iele lokale Revolten 
entstanden, sondern es hat sich auch eine H altung herausgebildet, die von Zu­
sam m enarbeit m it den W eißen nichts m ehr w issen w ill und N eger-Selbstver­
w altung erzw ingen m ödite. D er schwarze M ittelstand bringt es aus dem  Sdruld- 
gefühl der Bessergestellten heraus m eist nicht über sich, d ieser zu m indestens 
90 “/o unerfüllbaren Forderung zu w idersprechen. In Einzelfällen ste llt gerade 
dieser M ittelstand den M ilitanten die Führer, w ie etw a Stokely Carmichael, den 
Führer der Blade Panthers, der aus einer w ohlhabenden und gebildeten schwarzen 
Familie stammt.

Zwischen dem m ilitanten Separatism us un ter den Sdiw arzen und den beiden ande­
ren  großen Sorgen A m erikas— der Intellektuellen-R evolte und dem  Vietnam -Krieg 
■— bestehen direkte und viel w ichtigere indirekte Zusam m enhänge. Es ist der 
W unsditraum  der revolutionär gesinnten w eißen Intellektuellen, die schwarzen 
Ghettos gegen die bestehende Gesellschaft zu m obilisieren. Das w äre eine Strategie 
nach den Konzepten M aos oder M arcuses. A llerdings findet dieser G edanke bei den 
Schwarzen w enig Gegenliebe, da er ja  dem sdiw arzen Separatism us w iderspricht.
Auch eine gewisse R ivalität um die Führerstellen  spielt wahrscheinlich eine 
Rolle. Das mag sich vielleicht ändern, w enn auch die M ilitanten schließlich ein­
sehen m üssen, daß sich die schwarzen 15 ®/o der am erikanischen G esam tbevöl­
kerung  w eder am eigenen Schopf wirtschaftlich nach oben ziehen noch allein 
eine eigene W irtsd iaft und V erw altung aufbauen können. Ein un ter diesen Um­
ständen mögliches Zusam m enfließen des w eißen und schwarzen Extrem ism us 
w ürde zw ar keine Revolution, wohl aber eine überaus opferreiche Serie von 
U nruhen hervorrufen.

In negativer H insidit w irken die rad ikalen  Bewegungen schon heute zusammen:
Sie stärken  beide die G egenbew egung im weißen, m ittelständisd ien  A m erika. W ie 
w eit diese Stärkung geht, w erden  die W ahlen zeigen. A ber schon je tz t is t klar, 
daß die U nruhen in W atts-Los Angeles, Detroit, Cleveland, H arlem -N ew  York 
und in anderen S tädten zusam m en mit den studentischen „sit-ins" und den 
nicht immer friedlichen Anti-K riegs-D em onstrationen zu einem  Ruf nach „Gesetz 
und O rdnung" geführt haben, den kein  W ahlkandidat überhören kann.

Der Forderung nach der H errschaft von Gesetz und O rdnung w ird wohl niem and 
widersprechen. A ber h ier geht es erstens darum, w ie w eit es geboten ist, den 
U nruhen durch soziale H ilfsm aßnahm en vorzubeugen, s ta tt sich auf Repression zu 
verlassen, und zweitens, ob m an gegen U nruhen immer sofort m it den schärfsten 
M itteln einschreiten soll, s ta tt Spielraum  für gütlid ies Zureden und V erhandlun­
gen zu lassen. Der Trend in der öffentlichen M einung geht ohne Frage zu den schar­
fen M aßnahm en.

So läuft das Ganze auf ein W ettrennen  mit der Zeit hinaus: W erden  sich die 
Früchte der heute eingeleiteten, aber noch in ihren A nfängen steckenden Refor­
men, die zum ersten  M al auch der Unterschicht der N eger zugute kom m en könn­
ten, bald genug zeigen?

Die Reformen haben zum großen Teil die A nhebung des Lebensstandards der 
schwarzen Unterschicht zum Ziel. Sie um fassen daher M aßnahm en zur Sonder- 
sd iu lung der angeblichen „unem ployables", spezielle V orbereitung der aus ku l­
turell rüdeständigen Fam ilien stam m enden Kinder und Jugendlichen zur V er­
besserung ihrer künftigen Erw erbsfähigkeit sowie umfangreiche R ehabilitations­
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m aßnahm en durch bessere ärztliche V ersorgung der Ghettos. D arüber hinaus ist 
aber auch eine H ebung des Selbstgefühls der N eger notwendig. Das A bgleiten 
der N egerbew egung in G ew altsam keit ist vorw iegend aus dem M angel an Re­
spekt vor sich selbst entstanden, zu dem das durch Jahrhunderte  gezüchtete 
Inferioritätsgefühl geführt hat.

Das Schlagwort von „Black Power" hat neben vielem  Sinnlosen auch e i n e n  
guten Kern. Die N eger sollen in  Zukunft nicht nur O bjekte von Hilfsm aßnahm en 
sein, die von anderen  geplant und durchgeführt werden. Sie sollen auch über 
die Reformen m itbestim m en und — sow eit ihr M angel an Erfahrung kein  zu 
großes H indernis ist — sogar allein bestimmen, w as geschehen soll. So hat man 
den A rm en in den Lokalausschüssen zur Bekämpfung der A rm ut eine starke 
V ertretung  eingeräum t, obwohl das vielfach zu einem M achtkampf mit den Sozial­
behörden der regulären  V erw altung führte. V or allem in N ew  York geht man 
daran, das Schulwesen so zu ändern, daß die A usw ahl der Lehrer und die Be­
stim m ung des Lehrplans in den N egervierteln  bei der schwarzen Bevölkerung 
liegt. V iel schwieriger aber — und für w eitreichende Konzessionen kaum  ge­
eignet —  sind die Pläne, die eine entsprechende dezentrale O rganisation der 
Polizei verlangen.

Einen großen Einfluß auf den A usgang des W ettrennens w ird die Beendigung des 
V ietnam -Krieges haben — vor allem natürlich aus finanziellen Gründen. Zwar 
w äre es bei dem heutigen Brutto-Sozialprodukt von 830 Mrd. Dollar, bei dem 
die K riegskosten noch nicht einm al 4 ®/o ausmachen, objektiv  durchaus möglich, 
zugleich den Krieg und eine energische Reform politik zu finanzieren. Politisch 
aber ist es —• w ie der lange Streit um den zehnprozentigen Einkom m ensteuer- 
Zuschlag gezeigt hat — unmöglich, eine Bewilligung der Gelder durchzusetzen, 
die für die Sozialm aßnahm en nötig w ären, solange die Beendigung des Krieges 
diese M ittel nicht freigem acht hat.

Der Krieg ist zw ar inzwischen höchst unpopulär gew orden; das heißt aber nicht, 
daß ein Friedensschluß m it seinen notw endigerw eise enttäuschenden Ergebnissen 
populär sein w ird. Im konservativen  Teil des w eißen M ittelstandes fließen der 
Unwille über die N egerunruhen, der Abscheu vo r randalierenden S tudenten und 
die Enttäuschung über den M ißerfolg in V ietnam  gefühlsm äßig zusammen. Ge­
wiß w erden auch konservative w eiße E ltern aufatm en, w enn sie wissen, daß 
ihre Söhne nicht nach V ietnam  geschickt werden. A ber das h indert sie nicht — 
w ie die Propaganda von W allace und Reagan mit ihren nicht unerheblichen Er­
folgen zeigt — , ihre Entrüstung über verräterische Friedenspropaganda und Un­
term inierung des Selbstbehauptungsw illens der N ation durch w eiße und schwarze 
Rebellen zu dem onstrieren. Auch die Sow jetinvasion in der Tschechoslowakei, 
die voraussichtlich einen simplistischen A ntikom m unism us fördern wird, dürfte 
in der gleichen Richtung w irken.

Dennoch gibt es auch wichtige M omente, die eine Ü berw indung der Krise er­
leichtern können. Dazu gehören die tausendfachen m enschlidi guten Bezie­
hungen zwischen W eißen und Schwarzen, der h ier und dort auftauchende W ille 
des schwarzen M ittelstandes, sich von der Suggestion einer Solidarität m it schwar­
zen Predigern und P raktikern  der Gew alt zu befreien und die N egerbew egung 
vom Separatism us zur In tegration  zurückzuführen, das vielfach beobachtete A us­
brennen der Intellektuellen-R evolte gerade dort, wo sie zuerst ausgebrochen ist, 
die traditionelle  Tendenz des am erikanischen M ittelstandes, nach kurzem  A uf­
flackern von H ysterie immer w ieder zu m ittleren Lösungen zurückzufinden, und 
schließlich ein W achsen der Einsicht, daß die W eltm achtstellung der V ereinigten 
S taaten auch durch einen enttäuschenden Frieden in V ietnam  nicht wirklich ge­
fährdet w äre. Selbst die Entrüstung über die „V erräter" findet zum Teil ein Ge­
gengewicht in dem Stolz darauf, daß die V ereinigten  Staaten m itten in einem 
verlustreichen Krieg ein unerhörtes Maß von Freiheit der D iskussion aufrecht­
erhalten  haben. Die V ereinigten S taaten gehen gegenw ärtig  durch eine Gesell­
schaftskrise, w ie A m erika sie seit dem Bürgerkrieg — also in den letzten hun­
dert Jah ren  — in d ieser Schwere nicht erlebt hat. So vielfach verschlungen die 
W urzeln d ieser Krise auch sind, der Schlüssel zu ihrer Lösung, den jeder künftige 
Präsident w ird ergreifen müssen, ist die baldige Beendigung des Krieges.

C a rl^L a n d a u e r
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